
Auf einen Blick 
 

Die Bevölkerung in Deutschland schrumpft 
langfristig, wird bunter und älter. Dieser  

demografische Wandel ist eine große Heraus­
forderung für alle gesellschaftlichen Bereiche. 

Migrationspolitik ist ein Instrument, die 
Folgen dieser Entwicklung auszugestalten. 
Die Verringerung der Erwerbsbevölkerung 

kann durch Zuwanderung zwar nicht 
aufgehalten, aber zumindest abgefedert 
werden. Notwendig ist eine pro-aktive 

Migrationspolitik. Ziel ist es, Deutschland 
als Einwanderungsland dauerhaft attraktiv 
zu machen. Hierbei sollten wirtschaftliche 

und soziale Aspekte berücksichtigt werden. 

Migration, Integration und demografischer Wandel 
sind große gesellschaftspolitische Themen, die mitein­
ander verwoben sind, bislang allerdings oft separat dis­
kutiert und gestaltet werden. Der bisherige Migrations­
diskurs war überwiegend ein Integrationsdiskurs über 
die nachholende Integration. Der Schwerpunkt lag da­
bei auf der oft als Problem skizzierten Frage der Einglie­
derung von Migrantinnen und Migranten in das sozia­
le, wirtschaftliche, kulturelle und Bildungssystem des 
Landes. Die gezielte Anwerbung von Migrantinnen 
und Migranten war hingegen nur ein nachgeordnetes 
Thema. Systematische Migrationsstrategien für die Zu­
kunft werden erst jüngst, insbesondere mit Blick auf 
den bestehenden oder den drohenden Fachkräfteman­
gel, diskutiert.2  

Der demografische Wandel ist, wenn auch mit Verzö­
gerung, als Thema in der deutschen Gesellschaft an­
gekommen. Die schon laufende Alterung und die 
prognostizierte Schrumpfung der Bevölkerung, die auf 
dem Arbeitsmarkt in bestimmten Bereichen und Alters­
gruppen schon spürbar sind, beschäftigen nicht nur 
den Demografiegipfel der Bundesregierung. Sie betref­
fen vor allem auch Städte und Gemeinden, die die 
Daseinsvorsorge darauf ausrichten müssen.

Die Verbindung von pro-aktiver Migrationspolitik und 
der Gestaltung des demografischen Wandels ist ein 
Desiderat. Die Frage, ob durch Einwanderung die 
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(15 - 64 zu 65 plus) und damit auch die Altersstruk­
tur zu stabilisieren, wären jährlich 3,6 Millionen 
Personen im erwerbsfähigen Alter nötig. Zum Ver­
gleich: In den Jahren 2000 bis 2013 kamen im 
Durchschnitt netto 155.000 Migrantinnen und Mi­
granten ins Land. Nur in zwei Jahren (2012 und 
2013) lag die Zahl über 344.000. Die Schlussfolge­
rungen sind also klar: Allein um die Schrumpfung 
der Bevölkerung zu vermeiden, braucht es eine ver­
gleichsweise hohe Zuwanderung, die die bisherige 
Realität übersteigt. Die Verringerung der Erwerbs­
bevölkerung kann durch Zuwanderung nur noch ab­
gefedert, aber nicht mehr aufgehalten werden. Und 
das Verhältnis von Erwerbstätigen zu Nicht-Er­
werbstätigen im Ruhestandsalter wird durch Migra­
tion nur unwesentlich verändert werden können. 
Letzteres ist der Tatsache geschuldet, dass die Ge­
neration der Babyboomer in den Jahren zwischen 
2020 und 2035 in den Ruhestand gehen wird. Das 
demografierelevante Ziel zukünftiger Migrations­
politik heißt also: relative Verstetigung der Bevölke­
rungsgröße und des Erwerbspotenzials im Rahmen 
eines Policy-Mixes. Der Instrumentenkasten dafür 
ist mit politisch sehr unterschiedlichen Maßnah­
men gefüllt: Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen; Qualifizierung niedrig und schlecht Quali­
fizierter; längere Lebensarbeitszeiten; Umbau der 
Sozialsysteme; Modernisierung und Produktivitäts­
steigerung. 

Gegenwärtige Maßnahmen für pro- 
aktive Zuwanderung nach Deutschland

Im Zeichen des Fachkräftemangels stehen Fachkräf­
tesicherung und Fachkräfteanwerbung mit sehr un­
terschiedlichen Schwerpunkten auf der politischen 
Agenda. Die Fachkräftesicherung, also die Hebung 
des ungenutzten Potenzials im eigenen Land, ge­
nießt auf Bundesebene, z. B. in der Fachkräfte-
Offensive, und in den meisten Bundesländern Prio­
rität.3 Sie zielt vorwiegend auf den nationalen 
Markt, teils auf den EU-Binnenmarkt. Die bislang 
nachgeordnete Fachkräfteanwerbung zielt auch auf 
Drittstaatsangehörige von außerhalb der EU. Der 
Bedarf an Fachkräftesicherung und -anwerbung ist 
sektoral, regional und generationell allerdings sehr 
unterschiedlich. Medizinische und Pflegeberufe, 
technische Bereiche, aber auch der kaufmännische 
Sektor in kleinen und mittleren Unternehmen wei­
sen offene Stellen aus. Bedarf haben nicht nur die 
prosperierenden Regionen im Süden. Auf dem Aus­
bildungsmarkt trifft es als Folge des Geburtenaus­
falls in den 1990er Jahren auch Ostdeutschland.

Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung kom­
pensiert werden kann, liegt auf der Hand. In der öf­
fentlichen Debatte wird sie aber bislang nur einsei­
tig mit Blick auf den Fachkräftemangel und die 
Fachkräfteanwerbung im Ausland thematisiert. Der 
demografische Wandel betrifft aber nicht nur den 
Bereich der Beschäftigung gut und hoch Qualifizier­
ter, sondern ist ein gesamtgesellschaftlicher Prozess. 
Mindestens drei Messgrößen sind dabei relevant: 
die Bevölkerungsgröße, die Größe der Erwerbsbe­
völkerung und das prozentuale Verhältnis von Er­
werbsbevölkerung zur Bevölkerung im Ruhestand.

Zuwanderung als Instrument zur 
Ausgestaltung des demografischen 
Wandels?

Das Wechselverhältnis von Migration und demo­
grafischem Wandel und das Potenzial von Migra­
tion, die Alterung und Schrumpfung der Bevölke­
rung zu beeinflussen, lassen sich anhand folgender 
Fragen diskutieren.

(1) Welchen Beitrag kann Zuwanderung zur Ausge­
staltung des demografischen Wandels leisten?
(2) Wie sehen demografierelevante Maßnahmen 
aus, um Zuwanderung zu ermöglichen?
(3) Was könnten Strategien, Szenarien und Optio­
nen sein, um erfolgreiche Migration zu ermöglichen?

Die Antworten auf diese Fragen sind entscheidend 
für die rationale Ausgestaltung einer zielorientier­
ten Migrationspolitik und deren Akzeptanz. Die Da­
ten zur Beantwortung der ersten Frage sprechen 
eine eindeutige Sprache. Die beiden anderen Fra-
gen sind hingegen normativer Art und bedürfen der 
öffentlichen Diskussion und politischer Entschei­
dungen.

Die Bevölkerungsprognosen der Vereinten Natio­
nen zeigten schon Anfang des letzten Jahrzehnts in 
einer vergleichenden globalen Studie die Zusam­
menhänge von (Replacement) Migration und de­
mografischem Wandel auf. In verschiedenen Szena-
rien wurden die Perspektiven für unterschiedliche 
demografische Entwicklungen bis zum Jahr 2050 
skizziert. Für Deutschland wurde ein jährlicher Be­
darf an Nettozuwanderung von 344.000 Personen 
berechnet, um die Größe der Bevölkerung konstant 
auf dem Niveau des Jahres 2000 zu halten. Um die 
Anzahl der Erwerbsbevölkerung (15 bis 64 Jahre) 
gleich zu halten, bedürfte es jährlich netto 487.000 
Personen. Und um das Generationenverhältnis 2
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Rechtliche und politische Neuerungen 
in der Migrationspolitik

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine pro-
aktive Migrationspolitik, insbesondere von gut und 
hoch Qualifizierten, wurden in den letzten Jahren 
stark verändert. Außerdem wurden neue rechtliche 
Rahmenbedingungen geschaffen oder verändert, 
die die Einwanderung ermöglichen oder vereinfa­
chen (Novellierung der Beschäftigungsverordnung 
im Jahr 2013, Überführung der EU-Richtlinie für 
eine Blue Card in nationales Recht im Jahr 2012, 
Arbeitsmarktzugang für Studierende aus Drittstaa­
ten durch die Regelungen des Zuwanderungsge­
setzes aus dem Jahr 2005). Parallel dazu wurden 
Pilotprojekte initiiert, die auf eine pro-aktive, ar­
beitsmarktorientierte Migrationspolitik zielen. Dazu 
zählen Maßnahmen zur Fachkräfteanwerbung in­
nerhalb und außerhalb der EU. Im Zuge der EU-
Finanzkrise wurde 2012 das Programm MobiPro-EU 
für junge EU-Bürgerinnen und EU-Bürger eingerich­
tet, das aber vorübergehend ausgesetzt ist, da die Mit­
tel für 2014 schon im Frühjahr ausgeschöpft waren. 
Modellprojekte für Drittstaatsangehörige laufen zu­
dem als Kooperation des Bundeswirtschaftsministe­
riums, der Bundesagentur für Arbeit und der Gesell­
schaft für technische Zusammenarbeit, für Pflege­
kräfte u. a. in Bosnien-Herzegowina und auf breite­
rer sektoraler Basis u. a. in den Pilotländern Indien, 
Indonesien und Vietnam. Das zentrale Informa­
tionsportal der Bundesregierung im Bereich Fach­
kräfteanwerbung wurde 2012 mit „Make it in Ger­
many“ gestartet. Gemessen an den Zahlen tatsäch­
licher Einwanderung sind die Erfolge der Initiativen 
gering. Es kamen zwischen wenigen Hundert Perso­
nen (Triple Win) über knapp 10.000 (MobiProEU) 
bis hin zu gut 12.000 (Arbeitsvisum der Blue Card).4 
Der bisherige Beitrag pro-aktiver Migration zum de­
mografischen Wandel ist also noch recht gering.

Handlungsempfehlungen für die  
zukünftige Anwerbung

Die Zugangstore für neue Migration sind gegen­
wärtig weiter geöffnet denn je, auch wenn die Ziel­
gruppe auf Fachkräfte begrenzt ist. Die tatsächli­
chen Zahlen qualifizierter Migrantinnen und Mi­
granten, insbesondere aus Drittstaaten, sind aller­
dings gering. Es fehlt also noch an pro-aktiven Maß­
nahmen und der besseren Vermarktung Deutsch- 
lands als Einwanderungsland. Dabei stellt sich die 
Frage, wie viel staatliche Intervention und Ord­
nungspolitik notwendig sind und wie viel man den 

Akteuren auf dem Arbeitsmarkt selbst überlässt. Für 
global agierende große Unternehmen, die ihr Per­
sonal ohnehin weltweit rekrutieren, bedarf es we­
niger an staatlicher Unterstützung als für kleinere 
und mittlere Unternehmen bzw. öffentliche Arbeit­
geberinnen und Arbeitgeber. Gleiches gilt für Groß­
städte oder Verdichtungsräume im Vergleich zu 
kleineren Städten und Gemeinden: Periphere Räu­
me brauchen mehr Hilfe, um erfolgreich um Mi­
grantinnen und Migranten zu werben. Von dieser 
Analyse ausgehend seien sechs Überlegungen bzw. 
Handlungsempfehlungen als Anregung zur Dis­
kussion gestellt.

1.  Rekrutierungsländer definieren 

Für die Umsetzung pro-aktiver Anwerbestrategien 
ist es sinnvoll, potenzielle Länder zu definieren, die 
sich als Rekrutierungsländer eignen, allerdings 
nicht im Sinne der „Gastarbeiter“-Anwerbung mit 
staatlich gelenkten Anwerbestellen, sondern durch 
Analyse des Migrationspotenzials (u. a. demografi­
sche und Arbeitsmarktstruktur), strukturellen und 
institutionellen Voraussetzungen, bestehenden Ver­
flechtungen und einer detaillierten Kosten-Nutzen-
Analyse für das Entsendeland, die potenziellen 
Migrantinnen und Migranten sowie das Einwan­
derungsland. Dass Fachkräfteanwerbung zu einem 
dreifachen Nutzen führe (triple win), ist ein eingän­
giges Label, sollte im Einzelfall aber empirisch ge­
prüft werden.

2.	 Deutsche Institutionen im Ausland stärker und 	

	 vernetzt beteiligen

Eine Vielzahl deutscher Institutionen repräsentiert 
deutsche Interessen im Ausland. Neben den Bot­
schaften sind vor allem die Goethe-Institute, die 
Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit 
(GIZ), die Auslandshandelskammern, der Deutsche 
Akademische Austauschdienst, die Auslandsbüros 
des Bundesverbands Mittelständische Wirtschaft, 
die Auslandschulen und die Politischen Stiftungen 
der Parteien zu nennen. Teils sind sie schon mit Fra­
gen von Migration befasst oder in Modellprojekten 
involviert (z. B. die GIZ). Bislang gibt es aber kei- 
nen institutionalisierten Austausch der Akteure, ge­
schweige denn eine kohärente Strategie. Diese In­
kohärenz wird noch dadurch verstärkt, dass auf 
bundespolitischer Ebene gleich mehrere Ministe­
rien für die Themen Migration, Fachkräfteanwer­
bung und demografischer Wandel zuständig sind. 
Hier besteht Potenzial für Abstimmung und die Ent­
wicklung einer gemeinsamen Strategie jenseits rei­
ner Modellprojekte. 3
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nicht gestattet.

3.	 Migration nicht nur rein wirtschaftlich denken – 	

	 Transaktionskosten berücksichtigen

Migration ist mehr als Migration zwischen Märk­
ten. Sie ist ein komplexer sozialer Prozess, der oft 
ganze Familiensysteme beteiligt und betrifft. Diese 
Erkenntnis ist eine zentrale Lernerfahrung aus der 
„Gastarbeiter“-Ära. Anwerbestrategien sollten die 
sozialen Systeme und Prozesse berücksichtigen und 
nutzen. Dazu gehört auch, in Rechnung zu stellen, 
dass Migration mit Transaktionskosten verbunden 
ist, die über rein ökonomische Überlegungen hin­
ausgehen. Konkret heißt dies z. B., dass das Interesse 
und der Nutzen von Ehepartnern oder Familienan­
gehörigen angeworbener Fachkräfte die Kosten-
Nutzenkalkulation und die Migrationsentscheidung 
beeinflussen.5  

4.	 Aufgaben des BAMF erweitern – Migration 

	 und Integration gemeinsam denken

Mit der Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes 
2005 wurde das BAMF als zentrale Behörde einge­
richtet, die für Fragen der Migration zuständig ist. 
De facto hat sich das BAMF in den ersten Jahren 
seines Bestehens stark um Fragen der (nachholen­
den) Integration gekümmert, z. B. durch die Durch­
führung von Sprachkursen von bereits anwesen-
den Migrantinnen und Migranten. Für eine pro-
aktive Migrations- und Anwerbepolitik sollten die 
Ressourcen bei der Sprachvermittlung z. B. durch 
engere Kooperation mit den Goethe-Instituten in 
Rekrutierungsländern genutzt werden. Das BAMF 
könnte in Zukunft jener Ort sein, an dem Migration 
und Integration konzeptionell zusammengedacht 
werden, sofern das Amt über den Status einer nach­
geordneten Behörde hinauswachsen kann.

5. Ethnische Communities involvieren

Eine unschätzbare Ressource für eine pro-aktive Mi­
grationspolitik liegt in der Tatsache, dass die Bun­
desrepublik bereits stark durch Migration geprägt ist 
und es Communities gibt, die für zukünftige Ein­
wanderung eine große Rolle spielen können. Dies 
gilt einerseits für den Bereich der Erstintegration, 
also das Andocken bei bestehenden (ethnischen) 
Strukturen und Institutionen. Andererseits sind er­
folgreiche Migrantinnen und Migranten die besten 
Fürsprecher unter potenziellen Neuzuwanderern im 
Herkunftsland: Ein erfolgreicher indonesischer In­
genieur, der in Darmstadt arbeitet, genießt in Jakarta 
oder Bandung als Botschafter des Einwanderungslan­
des Deutschland größere Glaubwürdigkeit als Reprä­
sentant deutscher Institutionen im Ausland.

6.	 Regionale und kommunale Akteure 

	 einbeziehen und stärken

Migration und Integration vollziehen sich immer 
im lokalen und regionalen Raum. Daher kommt 
den Kommunen, Städten und Landkreisen eine 
herausragende Rolle zu. Integrationspolitisch ha­
ben sie diese in den letzten zwei Jahrzehnten u. a. 
durch die Entwicklung und Umsetzung von Inte­
grationskonzepten wahrgenommen. In den kom­
menden Jahrzehnten sollte an diese Erfolge mit der 
Entwicklung konzertierter Demografie- und Migra­
tionskonzepte angeknüpft werden, die die Erfah­
rungen der Integrationsarbeit mit aufnehmen. Soll 
die in jüngerer Zeit vielfach geforderte Willkom­
menskultur für Migrantinnen und Migranten eta­
bliert werden, so sind Demografie- und Migrations­
konzepte ein mögliches Instrument, um die Will­
kommensstruktur zu schaffen, die erfolgreiche Will­
kommenskultur benötigt.
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